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Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss)  
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
– Drucksachen 21/8236, 21/8826, 21/9154 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 
zur Gewährung eines Zuschusses zu den Übertragungsnetzkosten für 
die Jahre 2027 bis 2029 

Bericht der Abgeordneten Carsten Körber, Wolfgang Wiehle, Daniel 
Walter, Katrin Uhlig und Dr. Dietmar Bartsch 

Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, die Übertragungsnetzkosten anteilig durch 
staatliche Zuschüsse zu finanzieren, um sowohl die Übertragungs- als auch die Vertei
lernetzentgelte zu reduzieren. Bereits im Jahr 2026 wurde ein Zuschuss zu den Über
tragungsnetzkosten in Höhe von 6,5 Mrd. Euro gewährt. Auch in den Kalenderjahren 
2027 bis einschließlich 2029 sollen über einen staatlichen Zuschuss zu den Übertra
gungsnetzkosten der Anstieg der Netzentgelte und die daraus resultierende Kostenbe
lastung der Stromkunden, d.h. der Verbraucherinnen und Verbraucher sowie der Un
ternehmen, gedämpft werden. Hierfür hat sich die Bundesregierung im Rahmen der 
Haushaltsverhandlungen verständigt, einen Zuschuss in Höhe 5,525 Mrd. Euro pro 
Jahr vorzusehen.  
Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs auf die öffentlichen Haushalte 
stellen sich wie folgt dar: 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
a) Bund 
Der Zuschuss zur anteiligen Finanzierung der Übertragungsnetzkosten in Höhe von 
5,525 Mrd. Euro pro Jahr für die Kalenderjahre 2027 bis einschließlich 2029 soll durch 
Mittel des Klima- und Transformationsfonds finanziert werden. Sonstige Auswirkun
gen auf den Bundeshaushalt sind nicht ersichtlich.  
b) Länder und Kommunen 
Die Regelungen haben keine Auswirkungen auf die Haushalte der Länder und Kom
munen. 
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Erfüllungsaufwand 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 
Für die Wirtschaft entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand, da eine Regelung aus 
dem Jahr 2026 fortgeführt wird. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 
Keine.  

Erfüllungsaufwand der Verwaltung 
a) Bund
Für die Bundesverwaltung entsteht kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand. Die Bundes
netzagentur prüft die vorschriftsgemäße Verwendung des Zuschusses zu den Übertra
gungsnetzkosten im Rahmen der ohnehin durchzuführenden Prüfung und Festlegung 
der Erlösobergrenzen.   
b) Länder und Kommunen
Die Verwaltungen der Länder und Kommunen sind von den Regelungen nicht betrof
fen. Für sie entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

Weitere Kosten 
Sonstige Kosten für die Wirtschaft oder die sozialen Sicherungssysteme sind nicht er
sichtlich. Auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher
preisniveau, hat der Zuschuss zur anteiligen Finanzierung der Übertragungsnetzkosten 
einen entlastenden Effekt.  
Repräsentative Stichproben mit Blick auf das Jahr 2026 zeigten etwa für Haushalts
kunden, dass die Netzentgelte um durchschnittlich rund zwei Cent pro Kilowattstunde 
gesunken sind. Die Höhe der Entlastungen fällt regional unterschiedlich hoch aus und 
hängt unter anderem vom Anteil an den Übertragungsnetzkosten ab, der in die Netz
entgelte der einzelnen Verteilernetzbetreiber fließt und über diese Netzentgelte finan
ziert wird. Die im Jahr 2026 zu beobachtenden Netzentgeltsenkungen sind im Wesent
lichen auf den mit § 24c EnWG für das Jahr 2026 gewährten Zuschuss in Höhe von 
6,5 Mrd.  Euro zurückzuführen. Auch bei einer Gewährung der im neuen § 24d EnWG 
vorgesehenen Zuschüsse in Höhe von jährlich 5,525 Mrd. Euro sind in den Jahren 2027 
bis 2029 im Durchschnitt spürbare Entlastungen zu erwarten. 

Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD, BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und Die Linke für mit der Haushaltslage des Bundes vereinbar. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist entsprechend fortzuschreiben. 
Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Ausschuss für Wirtschaft und Ener
gie vorgelegten Beschlussempfehlung.  
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Berlin, den 11. November 2026 

Der Haushaltsausschuss 

Lisa Paus 
Amtierende Vorsitzende 

 
 

 
 

Carsten Körber 
Berichterstatter 

Wolfgang Wiehle 
Berichterstatter 

Daniel Walter 
Berichterstatter 

Katrin Uhlig 
Berichterstatterin 

Dr. Dietmar Bartsch 
Berichterstatter  
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